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Präambel 

Ihre soziale Kraft im Rat-
haus!  

DIE LINKE / Offene LISTE 

steht für eine soziale Kommu-

nalpolitik in einem lebenswer-

ten Würzburg. Sie wird getra-

gen von der Partei DIE LINKE 

und Einzelpersonen, die mit 

ihren kommunalpolitischen 

Vorstellungen und Forderun-

gen dazu angetreten sind, 

Würzburg zu einer sozialen 

Stadt für alle hier lebenden 

Menschen zu gestalten. 

LINKS wirkt! 

Bei der Kommunalwahl 2008 

erhielt DIE LINKE zwei Sitze 

im Würzburger Stadtrat. 

DIE LINKE / Offene LISTE hat 

viele Probleme und Forderun-

gen der Bevölkerung aufge-

griffen und in dieses Kommu-

nalwahlprogramm eingearbei-

tet. Die LINKE / Offene LISTE 

arbeitet mit Bürgerinitiativen 

und Persönlichkeiten zusam-

men, die sich für ihre Stadt 

eine soziale und ökologische 

Politik wünschen. 

Nicht alles wird sich realisie-

ren lassen, schon gar nicht 

von ein oder zwei Mandats-

trägern. Wir konnten in den 

vergangenen Jahren viele 

wichtigen Vorhaben und An-

träge unterstützen, wie z. B. 

die Öffnung des Trausaals für 

gleichgeschlechtliche Part-

nerschaften oder den Ausbau 

des ÖPNV. Andere Anträge 

wurden abgelehnt, wie die 

Erstellung eines Armutsbe-

richts für die Stadt Würzburg 

oder die Einführung eines So-

zialpasses.  

Eines unserer wichtigsten 

Wahlziele der LINKEN, Würz-

burg zur Kommunalwahl 2008 

ist erreicht worden. Die Stadt 

Würzburg hat in einem Ver-

gleich das PPP- z-

vom Bertelsmann-Konzern 

beendet. Der schon größte 

Adresssammler in Europa, 

Bertelsmann, hätte dann Zu-

griff auf die Daten der Bürger 

gehabt. Wir haben das Projekt 

von Anfang an abgelehnt. 

Wir haben gegen die Bebau-

ung des Platz schen Gartens 

gestimmt, leider vergeblich. 

Nun zählen wir auf Ihre Unter-
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stützung, um das MOZ zu er-

halten. 

DIE LINKE / Offene LISTE 

kann nur Erfolge haben, wenn 

Forderungen von möglichst 

vielen Menschen und mit Ak-

tionen außerhalb des Rathau-

ses begleitet und unterstützt 

werden. Wir brauchen Ihre 

Unterstützung, nicht nur am 

Wahltag. 

Unterstützen sie unsere 
Forderungen auch nach der 

Wahl am 16. März 2014!

1. Würzburgs Zukunft nicht verbauen 

a) Öffentlicher Raum ist 

wertvoll 

Würzburg liegt in einem Tal-

kessel, d.h., freie Flächen sind 

Mangelware. Die Leerstände 

bei Gewerbeimmobilien im 

Stadtgebiet sind hoch  Schil-

man nicht lange suchen. Frei-

flächen, auf denen wichtige 

Projekte zu Verkehr und 

Stadtplanung umgesetzt wer-

den können, sind knapp. Viele 

Möglichkeiten wurden auf-

grund fehlender Planung be-

reits in der Vergangenheit 

verbaut und die Chance, ein 

vernünftiges Park&Ride-

Konzept umzusetzen, hat man 

vertan. Die heutige schwierige 

Verkehrssituation ist das trau-

rige Ergebnis. Mit jeder Bau-

maßnahme wird der Spiel-

raum für Stadtplanung in der 

Zukunft geringer. Mit dem 

muss äußerst sorgsam umge-

gangen werden. Für unser 

gesundes Stadtklima sind die 

unversiegelten Flächen unver-

zichtbar. 

Wir haben gegen die Bebau-

ung des Platz'schen Gartens 

gestimmt, leider vergeblich. 

Aber dennoch muss unser 

MOZ erhalten bleiben und ein 

Kulturzentrum für alle Men-

schen werden! Das Mozart-

areal, bei dem der Kardinal-

Faulhaber-Platz überdacht 

würde, ist nicht notwendig. 

Auf ein Shopping-Center, das 

den Würzburger Einzelhandel 

schwächt, können wir verzich-

ten! 

b) Schöne Plätze  Bänke 
statt Banken 
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Großzügige Grün- und Freiflä-

chen gerade im Innenstadtbe-

reich sind für eine Stadt, die 

auf Tourismus setzt, aber 

auch für das kulturelle Leben 

unverzichtbar. Auch hier ge-

hen uns immer mehr wertvolle 

Flächen verloren. Schöne 

Plätze, auf denen man sich 

auch ohne Konsumzwang viel-

leicht unter einen schattigen 

Baum setzen kann, sind Man-

gelware. Neidisch schaut man 

da auf die Bamberger Innen-

stadt. Ältere Mitbürger, die im 

Sommer einige Zeit an einem 

Platz verweilen oder sich bei 

einem Spaziergang zwischen-

durch ausruhen möchten, ha-

ben es sehr schwer in unserer 

Stadt. Ruhige Oasen sucht 

man vergeblich.  

c) Lebensqualität 

Lebensqualität wird nicht nur 

durch ein gesundes Stadtkli-

ma, eine soziale und ökologi-

sche Stadtplanung und den 

ÖPNV entscheidend beein-

flusst, sondern auch durch die 

Qualität und den Preis kom-

munaler Dienstleistungen ge-

prägt. DIE LINKE / Offene 

Liste steht für die Bereitstel-

lung hochwertiger kommuna-

ler Dienstleistungen zu ver-

nünftigen Preisen in Verant-

wortung und Trägerschaft der 

Stadt Würzburg. Mit uns gibt 

es keine Privatisierungen 

kommunalen Eigentums! Wir 

lehnen Public-Private-

Partnership-Projekte (PPP-

Projekte), wie einst das Pro-

jekt Bürgerbüro mit ARVATO 

(Bertelsmannn), ab.

2. 100 % Sozial  auch kommunal!

Von Arbeit muss man leben 

können  ohne Arbeit auch  

Immer mehr Menschen sind 

auf die kostenfreien Lebens-

mittel der Würzburger Tafel 

oder auf Armenspeisungen 

angewiesen. In Würzburg gibt 

es 1312 Bedarfsgemeinschaf-

ten, in denen 3210 Personen 

leben. Davon sind 2252 ar-

beitsfähige Leistungsempfän-

ger, d.h., sie beziehen Arbeits-

losengeld II und viele davon 

arbeiten, aber das Geld reicht 

nicht zum Leben. 

 Hartz IV entwürdigt und 
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entrechtet Erwerbslose. 

 Hartz IV führt zur Verar-

mung. 

 Hartz IV zwingt Menschen, 

ihr soziales Umfeld zu ver-

lassen.  

 Hartz IV entwertet Qualifi-

kationen, übt Druck aus 

auf die Beschäftigten und 

zwingt diese, zu Armuts-

löhnen zu arbeiten. Es gibt 

ca. 70.000 Arbeitsplätze in 

Würzburg, ca. ein Drittel 

der Beschäftigten arbeitet 

in Teilzeit, in Minijobs, be-

fristet oder in Leiharbeit.  

Teilhabe am öffentlichen 

Leben 

Auch Bürger mit kleinem 

Geldbeutel haben das Recht 

auf ein menschenwürdiges 

Leben, ein Recht auf Bildung, 

Kultur, Mobilität, gesundheit-

liche Vorsorge. Wer aus dem 

Berufsleben ausgegrenzt ist, 

darf nicht auch noch sozial 

isoliert werden. 

Erwerbslose, Familien mit ge-

ringem Einkommen, Alleiner-

ziehende, Bezieher von 

Grundsicherung, Rentner und 

Asylbewerber haben ein Recht 

auf Teilhabe am öffentlichen 

Leben. Die Durchschnittsrente 

beträgt in Würzburg nur etwa 

600 Euro. Alleinerziehende 

können oft nur in Teilzeit ar-

beiten. Die Familieneinkom-

men sind zu niedrig. Die Fahr-

karte für öffentliche Ver-

kehrsmittel müssen sich viele 

b-

oder gar Theaterbesuche sind 

Luxus.  

Soziale und kulturelle 
Grundversorgung für alle 

Eine ausreichende Grundver-

sorgung der Bevölkerung mit 

Gesundheitseinrichtungen, 

Bildungsmöglichkeiten, Ver-

kehrsanbindungen, Kultur- 

und Freizeitangeboten bis hin 

zu Einkaufsmöglichkeiten 

muss in den Städten und Re-

gionen gewährleistet werden. 

a) Teilhabe am öffentlichen 
Leben für ALLE!  Der 

Würzburg-Pass 

Der grundlegende Leitsatz in 

Deutschland ist der Artikel 1 

im Grundgesetz: Die Würde 

des Menschen ist unantast-

ba . Alle Menschen haben, 

unabhängig von ihrem Ein-

kommen, ein Recht auf ein 

menschenwürdiges Leben. 
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Daher dürfen Bürger mit ge-

ringem Einkommen davon 

nicht ausgeschlossen sein. 

Erwerbslose, Familien mit ge-

ringem Einkommen, Alleiner-

ziehende, Bezieher von 

Grundsicherung, Rentner und 

Asylbewerber haben ein An-

spruch auf Bildung, Kultur, 

Mobilität und gesundheitliche 

Vorsorge. 

Wer weniger als die Hälfte 

verdient, soll auch nicht 
mehr als die Hälfte zahlen! 

Auch in Würzburg gibt es viele 

finanzschwache Mitbürger. 

Die Durchschnittsrente be-

trägt in Würzburg ca. 600 Eu-

ro, Alleinerziehende sind 

meist teilzeitarbeitend. Die 

Anzahl finanzschwacher Mit-

bürger und Familien, deren 

Einkommen unter der deut-

schen Armutsgrenze von ca. 

950 Euro liegt, nimmt zu. Die-

se müssen sich oft zwischen 

einem vollen Magen und einer 

Fahrkarte entscheiden.  

Schon 2011 waren es 114 

Städte und Gemeinden, sogar 

manche Regionen in ganz 

Deutschland, in denen es ein 

Sozialticket oder einen Sozi-

alpass unter verschiedenen 

Bezeichnungen und auch ver-

schiedener Ausprägung gab. 

Mit der Stadt Würzburg ver-

gleichbare Städte in Bayern, 

wie etwa Fürth und Regens-

burg und auch unterfränki-

sche Kommunen, z.B. Aschaf-

fenburg, hatten damals schon 

erkannt, dass es eine soziale 

Schieflage gibt und daraufhin 

ihren Bedürftigen durch die 

Einführung eines Sozialpasses 

die Teilnahme am sozialen 

und kulturellen Leben der 

Stadt erleichtert. Und es wer-

den auch immer mehr Kom-

munen, zum Beispiel steht der 

Augsburger Pass kurz vor der 

Einführung.  

Das Ziel des Würzburger Sozi-

alpasses soll sein, dass alle 

Bevölkerungsschichten unab-

hängig von ihrem Geldbeutel 

in Würzburg am kulturellen 

Leben teilnehmen können. So 

könnten viele Kultureinrich-

tungen der Stadt mit in den 

Pass aufgenommen werden, 

wie das Mainfranken-Theater, 

die Kinos und freie Bühnen. 

Von der Stadt finanziell geför-

derte Kultureinrichtungen 

freier Träger sollen den Pass-

inhabern zu ermäßigten Prei-

sen zur Verfügung stehen. 
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Für Passinhaber muss gel-

ten: 

 Vergünstigung bei städti-

schen Einrichtungen wie 

dem Theater und freien, 

von der Stadt geförderten 

Kultureinrichtungen wie 

Kinos, freien Bühnen.  

 Kostenloses Benutzen der 

Stadtbücherei. Auch bei al-

len anderen städtischen 

Einrichtungen wie z.B. Ga-

lerien und Museen ist nur 

der Kinderpreis zu zahlen. 

 Diskriminierungsfreier 

Pass: Wir schlagen eine 

Verbindung mit dem Kul-

turpass und der Ehren-

amtskarte vor. Der Passin-

haber soll nicht sofort als 

finanzschwach diskrimi-

niert werden.  

 Der Pass ist kostenlos aus-

zustellen und berechtigt 

zum Erwerb einer Monats-

karte für die Großwabe 

(Stadtbereich) zum Preis 

von höchstens 20 Euro, 

sowie auch zum Erwerb 

von Einzelfahrkarten zum 

halben Preis. Dieser Betrag 

steht dem Bezieher von 

Grundsicherung monatlich 

als Regelbedarf für Mobili-

tät und Bildung zur Verfü-

gung, also darf die Mo-

natskarte dann nicht mehr 

kosten. 

b) Keine Benachteiligung 
der Kinder! 

Elternarmut bedeutet Kinder-

armut. Armut zu bekämpfen 

ist in erster Linie eine bun-

despolitische Aufgabe. Bis 

diese Aufgabe bewältigt ist, 

muss die Stadt durch kom-

munale Beihilfen die Situation 

der Kinder verbessern. Das 

kann beispielsweise über den 

Schulfonds oder einen Beklei-

dungszuschuss geschehen. 

Beiträge für Klassenfahrten, 

Vereine und vereinsentspre-

chende Kleidung sollen eben-

falls bezuschusst werden. 

Das Schulessen muss aus 

regionalem, ökologischem 

Anbau kommen und von der 

Stadt bezuschusst werden. Es 

darf nicht sein, dass sich Ein-

kommensunterschiede der 

Eltern an der Essensausgabe 

für Kinder bemerkbar machen.  

c) Gesundheitsfonds 

Wir fordern die Einrichtung 

eines Gesundheitsfonds für 

finanzschwache Bürger. Wer 
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beispielsweise auf Arbeitslo-

sengeld II oder Grundsiche-

rung angewiesen ist, kann 

sich oft die Zuzahlung von 

Medikamenten nicht leisten. 

Auch fehlt das Geld für die 

Anschaffung einer Brille oder 

für den Zahnersatz.  

d) Gute Arbeit auch im Job-

center 

Seit der Zusammenlegung von 

Arbeitslosenhilfe und Sozial-

hilfe im Januar 2005 ist das 

Jobcenter Ansprechpartner für 

Bürger, die Arbeitslosengeld II 

beziehen. Hier arbeiten die 

Stadt Würzburg und die Ar-

beitsagentur in gemeinsamer 

Verantwortung. DIE LINKE im 

Stadtrat hat sich dafür einge-

setzt, dass dies auch so 

bleibt. Wichtig ist uns hierbei 

die Einstellung von gut ausge-

bildetem Personal, das selbst 

nicht gezwungen ist, unter 

prekären Bedingungen zu ar-

beiten.  

e) Arbeiten in Würzburg 

Auf dem Arbeitsmarkt ist die 

Bilanz der Agenda 2010 ver-

heerend: Unbefristete Ar-

beitsverträge mit tariflicher 

Bezahlung werden zurück ge-

drängt. Leiharbeit, Befristun-

gen, Werkverträge, Minijobs 

und schlecht abgesicherte 

Selbstständigkeit ersetzen 

tarifgebundene Vollzeitstellen. 

Über 20 % der Beschäftigten 

arbeiten mittlerweile im Nied-

riglohnsektor.  

Fast alle Maßnahmen haben 

dazu beigetragen, dass die 

Beschäftigten von der Teilha-

be an der wirtschaftlichen 

Entwicklung ausgeschlossen 

werden und dass Arbeit nicht 

mehr vor Armut schützt. In 

Würzburg gibt es etwa 70.000 

Arbeitsplätze, ca. ein Drittel 

der Beschäftigten arbeitet in 

Teilzeit, in Minijobs, befristet 

oder in Leiharbeit. 

DIE LINKE / Offene Liste 

fordert: 

Minilöhne, Arbeitszeitverkür-

zung ohne Lohnausgleich und 

der Einsatz von Leiharbeit in 

der Kommune widersprechen 

dem Ziel einer sozialen Stadt 

und sind deshalb inakzepta-

bel. Unbefristete, sozialversi-

cherungspflichtige Arbeitsver-

hältnisse sind eigentlich 

selbstverständlich. Minijobs in 

öffentlichen Einrichtungen, bei 

städtischen Betrieben oder 

solchen mit kommunaler Be-

teiligung sind daher grund-



 
10 
 

sätzlich abzulehnen. Am dring-

lichsten ist die Sicherung und 

der Ausbau von Arbeitsplätzen 

in den Bereichen Bildung, Kul-

tur, Jugend und Soziales. DIE 

LINKE / Offene Liste will die 

verdeckte Förderung von 

Niedriglöhnen in der Kommu-

ne verhindern. Bei der Verga-

be öffentlicher Aufträge ist 

konsequent zu kontrollieren, 

ob sich die Unternehmen an 

das tarifliche Arbeitsentgelt 

und die sozialen Vorgaben 

halten. DIE LINKE / Offene 

Liste setzt sich für ein Tarif-

treue- und Vergabegesetz ein. 

f) Wohnen ist Menschen-

recht 

DIE LINKE / Offene Liste will 

bezahlbaren Wohnraum erhal-

ten und neu schaffen. Hierfür 

ist auch in Würzburg die Ein-

richtung weiterer kommunaler 

Wohnungsbauunternehmen 

denkbar. Notwendig ist eine 

langfristige Mietpreisbindung 

für öffentlich geförderte Woh-

nungen. Nur so stehen diese 

bezahlbaren Wohnungen dau-

erhaft zur Verfügung. Gerade 

die Erschließung des ehemali-

gen Kasernengeländes am 

Hubland bietet hier eine große 

Chance, sozialen Wohnungs-

bau und die Schaffung von 

Studentenwohnungen voran-

zutreiben. DIE LINKE fordert 

die korrekte Berechnung der 

Miete. Pauschalisierungen 

lehnen wir ab! Widersprüche 

müssen schneller bearbeitet 

werden. 

Dafür setzen uns ein: 

Stadtbau als Tochter der 

Stadt! 

 Eine ausreichende Anzahl 

kommunaler bezahlbarer 

Wohnungen. Hierfür sind 

kommunale Investitionen 

und möglicherweise auch 

Subventionen notwendig, 

nicht zuletzt um Obdachlo-

sigkeit zu vermeiden und 

auch für finanzschwache 

Bürgerinnen und Bürger 

ausreichend Wohnungen 

bereitzustellen. 

 Familienfreundliches 

Wohnumfeld muss ge-

schaffen werden, wie z.B. 

durch die Einführung von 

Spielstraßen. Die Bürger 

müssen in Entscheidungen 

zu ihrem Stadtteil mit ein-

bezogen werden. 

Wir lehnen ab: 

 Gentrifizierung in Würz-
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burgs Stadtteilen 

 Privatisierungen 

 Luxussanierungen 

 Verdrängung alteingeses-

sener Mieter 

g) Energieversorgung 

Bei steigenden Energiepreisen 

muss über einen Sozialtarif für 

Strom und Gas nachgedacht 

werden. Vom Bundesverband 

der Energieverbraucher gibt 

es ein ausgezeichnetes Sozi-

almodell, das leicht umzuset-

zen ist und gleichzeitig Ener-

giesparen belohnt. 

h) Soziales Miteinander 

DIE LINKE / Offene Liste wird 

sich im Stadtrat für ein ver-

stärktes Miteinander einset-

zen. Es sollte keine Gruppen 

geben, die an den Rand der 

Gesellschaft gedrängt werden.  

Nach der Sicherheitsverord-

nung und Sicherheitssatzung 

der Stadt Würzburg ist es 

 

DIE LINKE / Offene Liste for-

dert deshalb die uneinge-

schränkte Abschaffung des 

Bettelparagraphen sowie ei-

nen gesellschaftlichen Diskurs 

über die Gefährlichkeit der 

damit verbundenen Ächtung. 

Armut ist keine Schande! 

(Zumindest nicht für die Ar-

men  allenfalls für die Rei-

chen).  

Straßenmusiker müssen zur-

zeit in Würzburg eine kosten-

pflichtige Bescheidgebühr von 

h-

megenehmigung entrichten. 

Diese Ausnahmegenehmigung 

kann auf maximal drei Tage 

verlängert werden. Darüber 

hinaus werden täglich auch 

nur fünf Ausnahmegenehmi-

gungen erteilt.  

DIE LINKE Offene Liste Würz-

burg fordert die Abschaffung 

dieser Ausnahmegenehmi-

gungen, da sie Kunst und Le-

benskunst unnötig bürokrati-

sieren und gerade solchen 

Menschen Geld abnehmen, 

die ohnehin nicht viel haben. 

n-

genommen werden! 

Kommunale Vermisstens-

telle 

Es besteht ein weiterverbrei-

tetes Desinteresse an der Not 

von Vermissten, z.B. ausgeris-

sener Kinder und Jugendli-
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cher, Demenzkranker, die ih-

ren Weg nicht mehr finden, 

entführter Personen und de-

ren Angehörigen.  

Unser Ziel ist: Die Stadt Würz-

burg sollte in ihrer Sozialbe-

hörde Mitarbeiter als Vermiss-

ten-Berater aus- bzw. weiter-

bilden. Dieser Job muss im 

Aufgabenkatalog der Sozial-

behörde ausgewiesen und 

Ansprechpartner für Betroffe-

ne sein. Darüber hinaus sollte 

eine Homepage existieren, auf 

der aufgeklärt wird und 

Suchmeldungen veröffentlicht 

werden. Die Aufgaben eines 

Vermissten-Beraters umfas-

sen:  

 Beratung über Möglichkei-

ten der Selbsthilfe, also 

der eigenen Suche nach 

Vermissten. 

 Vermittlung von Fachleu-

ten, Psychologen, Schul-

den- oder Medienberatern. 

 Beratung für Arbeitgeber, 

Banken, Krankenkassen 

und Versicherung. 

 Beratung der Angehörigen. 

Repair-Café 

In Europa werfen wir Unmen-

gen von Gegenständen weg. 

Ein Repair-Café kann dies zu-

mindest in Würzburg verän-

dern. Hier findet ein wertvoller 

praktischer Wissensaustausch 

statt. Viele Gegenstände sind 

auf diese Weise länger 

brauchbar und werden nicht 

weggeworfen. Die Grundstoff- 

und Energiemenge, die für die 

Herstellung neuer Produkte 

erforderlich ist, wird somit 

gespart. Das gilt auch für die 

CO2-Emissionen. Denn bei der 

Herstellung neuer Produkte 

und beim Recycling wird CO2 

frei gesetzt.  

Repair-Cafés sind ehrenamtli-

che Treffpunkte, bei denen die 

Teilnehmer alleine oder ge-

meinsam mit anderen ihre 

kaputten Dinge reparieren. An 

den Orten, an denen das Re-

pair-Café stattfindet, ist Werk-

zeug und Material für alle 

möglichen Reparaturen vor-

handen. Vor Ort sind auch 

Reparaturexperten zugegen: 

Elektriker, Schneider, Tischler 

und Fahrradmechaniker. Die 

Besucher bringen defekte Ge-

genstände von zu Hause mit. 

Im Repair-Café machen sie 

sich dann gemeinsam mit ei-

nem Fachmenschen an die 
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Arbeit. Man kann dort eine 

Menge lernen. Wer nichts zu 

reparieren hat, trinkt nur eine 

Tasse Kaffee oder Tee oder 

man hilft jemand anderem bei 

der Reparatur.  

DIE LINKE fordert deshalb für 

Würzburg die Einrichtung ei-

nes Repair-Cafés mit Förde-

rung durch die Kommune.  

i) Dispozinsen senken 

Kreditinstitute  auch die 

Sparkassen  reichen die billi-

gen Kredite, die sie von der 

Europäischen Zentralbank 

bekommen, nur eingeschränkt 

an die Verbraucherinnen und 

Verbraucher weiter. Das Prob-

lem ist nicht neu: Seit Jahren 

passen Kreditinstitute ihre 

Kreditzinssätze nur teilweise 

und stark verzögert oder gar 

nicht an sinkende Leitzinssät-

ze an. Das gilt besonders für 

die ohnehin vergleichsweise 

teuren Dispositions- und 

Überziehungskredite. Diese 

sind besonders problema-

tisch, weil viele Menschen 

diesen Kleinkredit dauerhaft 

nutzen. Hauptgrund dafür ist 

der Versuch, Einkommensein-

bußen, die etwa mit Erwerb-

slosigkeit einhergehen, aus-

zugleichen. Viele Verbrauche-

rinnen und Verbraucher sind 

finanziell nicht in der Lage, 

zeitnah aus ihrem Dispositi-

onskredit herauszukommen. 

So fordert DIE LINKE / Offene 

Liste in Würzburg auch eine 

Senkung der Dispozinsen der 

Sparkasse Mainfranken Würz-

burg! 

3. Finanzen 

Zum dauerhaften Erhalt der 

kommunalen Infrastruktur 

müssen alle Kommunen aus-

reichend finanziert werden. 

Gewerbesteuer ist erforderlich 

zur Umsetzung regionaler 

Entwicklungskonzepte. Zu-

sätzlich verlangen wir vom 

Freistaat Bayern, mehr Lan-

desmittel für den kommuna-

len Finanzausgleich zur Verfü-

gung zu stellen. 

Daseinsvorsorge gehört in 

öffentliche Hand. Die Leistun-

gen der Daseinsvorsorge sol-

len durch die Stadt selbst erb-
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racht werden. Wasserversor-

gung, Entwässerung, Abfall-

wirtschaft und lokale Energie-

versorgung müssen unter de-

mokratischer Kontrolle blei-

ben. Alle Möglichkeiten der 

Rekommunalisierung privati-

sierter Unternehmen müssen 

ausgeschöpft werden. Wenn 

städtische Betriebe privat-

rechtliche Unternehmens-

strukturen besitzen, ist die 

Rückführung dieser Betriebe 

in hundertprozentiges Kom-

munaleigentum anzustreben. 

Wir fordern eine sozial ori-
entierte Rekommunalisie-

rung!  

Ellenbogenpolitik und die 

fortlaufenden Unterbietung 

der Gewerbesteuerhebesätze 

zum Ausdruck kommt, lehnt 

DIE LINKE / Offene Liste ab.

4. Ökologische Kommunalpolitik in Würzburg

Ökologie ist uns nicht nur eine 

Herzensangelegenheit, son-

dern sie ist heute auch eine 

Notwendigkeit zum Selbst-

schutz für uns und für künfti-

ge Generationen! Würzburg 

liegt in einem Talkessel, daher 

ist sein Mikroklima besonders 

sensibel. Die Stadt ist von den 

Auswirkungen der Klimaver-

änderung und von den Folgen 

der Feinstaubansammlung 

zunehmend betroffen. Laut 

neuesten Untersuchungen 

gehört Würzburg zu den vom 

Feinstaub am höchsten belas-

teten Städten Bayerns. Medi-

ziner mahnen dringend eine 

Reduzierung des Feinstaubs 

an, da dieser die Gesundheit 

sogar weit mehr schädigt als 

bisher angenommen.  

Unsere Ziele für Würzburg: 

 Keine weitere Reduzierung 

des Sauerstoff produzie-

renden Baumbestandes in 

der Innenstadt! 

 Wo immer möglich, soll 

eine Renaturierung und 

Neubegrünung  wie in 

anderen Städten längst auf 

den Weg gebracht  

durchgeführt werden. Be-

sonders unser Marktplatz 

braucht dringend neue 

Formen der Bepflanzung. 
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 Sogenannte Luftschneisen 

und Kühlungsinseln müs-

sen in der belasteten Stadt 

geschaffen und erhalten 

werden. 

 Tempo 30 im Stadtkern 

und in den Wohngebieten. 

 Renaturierung der städti-

schen Bäche soweit wie 

möglich. 

 Weitere Versiegelung von 

Grünflächen (auch im Hin-

blick auf unser Grundwas-

ser) ist zu vermeiden. 

 Öffentliche Plätze und 

Spielplätze sind mit viel 

Baum- und Buschbestand 

zu gestalten. 

 Alle Möglichkeiten einer 

CO2-sparenden Mobilität 

müssen im Innenstadtbe-

reich gezielt verstärkt wer-

den. Gerade die veralteten 

Stadtbusse sollten erneu-

Elektromobilen und ein 

verbessertes Fahrradwe-

genetz durchgesetzt wer-

den. 

 Öffentliche und private 

Unterstützung von Initiati-

ven wie Urbanes und Ge-

meinschaftsgärtnern und 

Fassadenbegrünungen.  

 Entsprechend dem ethi-

e-

wahrung unserer Lebens-

der Kommune alle Belange 

des Natur- und Tierschut-

zes unterstützen. 

 Erhaltung aller noch vor-

handenen städtischen Gär-

ten und Grünflächen!  

r-

. 

 Erhaltung der baumbe-

standenen, weitgehend 

unversiegelten Fläche als 

e

Keine Umwandlung in Bau-

gebiet für Luxuswohnun-

gen. 

Naturschutz und Tierschutz 

sind Menschenschutz 

Die heutige Massentierhal-

tung sorgt oft für Skandale. 

Durch den massiven Fleisch-

konsum wurde die Tierhaltung 

industrialisiert und Tiere im-

mer mehr zur Ware degra-

diert. Ein großer Teil der CO2 -

Emissionen sind auch auf 

Massentierhaltung zurück zu 

führen. 90 % der Sojaernte 

und mehr als die Hälfte des 
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Getreides werden als Tiernah-

rung verwendet, anstatt damit 

Hunger zu bekämpfen. 

DIE LINKE / Offene Liste 

stellt sich daher die Frage, 
wie man Fleischkonsum auf 

kommunaler Ebene reduzie-

ren und den Tieren ein art-
gerechtes Leben ermögli-

chen kann. 

 Vegetarische und vegane 

Speisen müssen auf städ-

tischen Empfängen, Events 

und in kommunalen Kü-

chen wie Schulküchen und 

Kantinen selbstverständ-

lich angeboten werden Die 

verwendeten Lebensmittel 

sollen fair gehandelt und 

biologisch angebaut sein. 

 Häuser, Hausdächer, In-

nenhöfe, Anlagen und 

Straßen sind intensiv zu 

begrünen, um für Tiere in 

der Stadt Lebensräume zu 

schaffen. 

 Bei Neubauten ist an die 

Anlegung von vertikalen 

Gärten und großen ge-

schützten Innenhöfen zu 

denken. Dies würde die 

Selbstversorgung der Bür-

ger mit Obst und Gemüse 

ermöglichen (siehe urba-

nes Gärtnern). 

 Kreative Tier- und Natur-

schutzprojekte (z.B. die 

Kinder- und Jugendfarm) 

sind von der Stadt ideell, 

gegebenenfalls auch finan-

ziell zu fördern und an die 

richtigen Ansprechpartner 

zu vermitteln. Hier muss 

insbesondere den Stadt-

tauben ein artgerechtes 

Leben und eine artgerech-

te Fütterung ermöglicht 

werden. Dafür ist auch das 

Taubenfütterungsverbot 

zurückzunehmen.  

 Tierschutzprojekte, gege-

benenfalls Vorträge, Work-

shops und AGs sind an den 

kommunalen Schulen und 

Kindergärten zu fördern. 

 Wir fordern auch für Würz-

burg, ausgewiesene Ruhe-

zonen und Landschaft-

sschutzgebiete auszuwei-

ten und die Dauerbeleuch-

tung an den Baudenkmä-

lern zum Schutz der Insek-

ten einzuschränken. 

 Verpflichtende Vogel-

schutzmaßnahmen bei 

Glasfassaden.



 

5. Kommunale Verkehrspolitik

Umweltbewusst und fair in 
Fahrt kommen  ÖPNV 

stärken! 

Angesichts des demografi-

schen Wandels und der wach-

senden Umweltbelastungen 

ist ein Ausbau des öffentli-

chen Personennahverkehrs 

(ÖPNV) zwingend. Flächende-

ckende, benutzerfreundliche 

und für jeden bezahlbare Mo-

bilität ist unverzichtbar für die 

Abkehr vom Auto. Mittel- und 

langfristig wird der PKW-

Verkehr abnehmen und alter-

native Konzepte wie Car-

Sharing werden an Bedeutung 

gewinnen. Doch für diese Zu-

kunft müssen bereits heute 

die Weichen gestellt werden. 

Dazu bedarf es sozialer Tarife, 

attraktiver Taktzeiten und der 

Verfügbarkeit auch in den 

Randzeiten und für alle Wohn-

gebiete. Fehlinvestitionen wie 

bei den Planungsfehlern der 

Linie 6 müssen vermieden 

werden. In allen öffentlichen 

Verkehrsmitteln sind mehr 

und zudem leicht erkennbare 

Sitzplätze für gehandicapte 

Personen nötig. Die Fahrpläne 

sollten so aufgehängt werden, 

dass sie für jeden gut sichtbar 

sind. Zu dem brauchen sie 

eine bessere Beleuchtung, 

was in einer Stadt mit vielen 

Sehbehinderteneinrichtungen 

dringend vonnöten ist. Gerade 

an Mehrfachhaltestellen soll-

ten überall elektronische An-

zeigen angebracht werden. 

Zudem setzt sich DIE LINKE / 

Offene Liste für mehr Halte-

stellen ein, damit vor allem 

gehbehinderte Menschen 

nicht so lange Wege zurückle-

gen müssen. 

Straßenbahnnetz bedarfs-

gerecht und mit Planungs-
logik ausbauen 

DIE LINKE / Offene Liste ist 

einem sinnvollen Erweite-

rungskonzept der Straßen-

bahn aufgeschlossen. Gerade 

die Verlängerung der Linie 5, 

um auch die Uniklinik und 

speziell das ZIM und ZOM gut 

erreichbar zu machen, hat für 

uns oberste Priorität. Die Linie 

6 ins Frauenland ist eines der 

ehrgeizigsten Zukunftsprojek-

te der Stadt Würzburg. Mit der 

Neugestaltung des Hublandes 

als neuem Stadtteil, der nicht 

nur für Studierende neuen 

Wohnraum bieten soll, wird 

das Frauenland als Ganzes in 

wenigen Jahren mit einer Ein-
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wohnerzahl von weit über 

20.000 größter Würzburger 

Stadtteil werden. Doch bereits 

heute platzen die Buslinien 

vom Hubland in die Stadt trotz 

vergleichsweise guter Taktung 

aus allen Nähten. Ohne Stra-

ßenbahn müssten die Busse 

zukünftig fast minütlich star-

ten und würden in Folge die 

Straßen so stark beschädigen, 

dass auf Stadt wie auf An-

wohner eine Kostenlawine 

zukäme. Zudem würden mehr 

Menschen mit dem Auto in 

die Stadt fahren, was ange-

sichts der bereits bestehen-

den hohen Feinstaubbelas-

tung problematisch wäre. Die 

Stadt muss daher den Bau der 

Linie 6 zügig vorantreiben und 

sich ebenfalls zur Finanzie-

rung bekennen. Dem Versuch 

der CSU, FDP und der WL, die 

Kosten vollständig der WVV 

aufzuschultern, muss ent-

schieden entgegengetreten 

werden, da dies unweigerlich 

zu drastischen Fahrpreiserhö-

hungen führen würde. 

Die Planungsfehler beim bis-

herigen Streckenverlauf gilt es 

umgehend zu beheben. Dabei 

müssen besonders die An-

wohner angehört werden, für 

welche die Kostenbeteiligung 

aufgrund ihres geringen Ein-

kommens eine unzumutbare 

Belastung darstellt. Hier ist in 

Einzelfällen zu prüfen, ob nicht 

eine Änderung der Trasse 

günstiger wäre, etwa im Be-

reich der Trautenauer Straße. 

Die gesamte Planung der 

Straßenbahn darf jedoch nicht 

verworfen werden, da die fa-

vorisierte Streckenvariante 

nicht nur relevante Verkehrs-

knotenpunkte (Bahnhof, San-

derring, Südbahnhof), die 

wichtigsten Universitätszen-

tren (Residenz, Sanderring, 

Wittelsbacherplatz und natür-

lich Hubland-Nord und -Süd), 

viele Schulen sowie bedeu-

tende kulturelle Zentren (u.a. 

Theater, Residenz, Mozartare-

al) erschließt, sondern auch 

dort verläuft, wo die meisten 

Menschen wohnen bzw. woh-

nen werden. Als sinnvolle Er-

gänzung des Straßenbahnnet-

g-

derring ver-

wirklicht werden. 

DIE LINKE / Offene Liste 

steht an der Seite der Men-

schen, die auf den ÖPNV an-
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gewiesen sind. Sie befürwor-

tet aus sozial-ökologischen 

Gründen den Bau der neuen 

Straßenbahnlinien und deren 

Finanzierung durch die Stadt, 

jedoch sind für die mögli-

cherweise unvermeidbare Re-

duzierung des Baumbestan-

des zwingend Ausgleichsflä-

chen in unmittelbarer Nähe zu 

bepflanzen.  

Wir fordern einen sozial, 

aber auch ökologisch abge-
stimmten Ausbau des öf-

fentlichen Nahverkehrs, 

besonders der Straßen-
bahnlinien zur Uniklinik und 

ins Frauenland! 

 

In Hinblick auf den kommen-

den Bürgerentscheid zur 

ist es für DIE LINKE / Offene 

Liste wichtig, dass Kosten und 

potentielle Belästigungen für 

Anwohner genau geprüft so-

wie völlig transparent veröf-

fentlicht werden. Es darf nicht 

zum Wohle einiger weniger 

entschieden werden.  

Siligmüllerbrücke 

Wir fordern, dass die Siligmül-

lerbrücke umgehend gebaut 

wird, denn sie dient der Ent-

lastung des vom Mittleren 

Ring kommenden Autover-

kehrs hin in die Innenstadt. 

Die einzig momentan beste-

hende Möglichkeit zur Über-

querung der Bahnlinie ist eine 

Brücke, die direkt vom mittle-

ren Ring in die Rottendorfer 

Straße führt. Diese ist bereits 

sehr marode und muss laut 

Stadtbauamt in Kürze erneu-

ert werden. Durch die Rotten-

dorfer Straße fahren momen-

tan täglich ca. 20.000 Fahr-

zeuge.  

Zukünftig wird diese Straße 

durch die im Jahre 2018 statt-

findende Landesgartenschau 

im Hubland noch stärker be-

lastet werden.  

Fahrradsituation 

Das Radfahren stellt einen 

zunehmend wichtigeren Teil 

des innerstädtischen Verkehrs 

dar. Die emissionsfreie Art der 

Fortbewegung gewinnt in Zei-

ten einer ungeklärten Klima-

problematik zunehmend an 

Relevanz. Die Zunahme 

kardiovaskulärer Erkrankun-

gen ist nicht nur der Ernäh-

rung, sondern auch einem 
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Mangel an Bewegung ge-

schuldet. Der Feinstaubbelas-

tung gerade in trockenen 

Sommermonaten könnte mit 

einem zukunftsfähigen Rad-

wegenetz ausgezeichnet ent-

gegengewirkt werden. Es ist 

geradezu fahrlässig, das Po-

tential der nicht motorisierten, 

innerstädtischen Fortbewe-

gung hinter Lobbyinteressen 

zurückzustecken. Auch ist 

nicht zu leugnen, dass auf das 

Auto ausgelegte Verkehrswe-

ge enorme finanzielle Sum-

men schlucken und die At-

traktivität einer Stadt stark 

beeinträchtigen. Die Flächen, 

die dafür aufgewandt werden, 

den Fahrzeugen Platz zum 

Stehen und Bewegen zu bie-

ten, sind über alle Maßen 

ausgeufert. Dem Vernichten 

von Grünflächen könnte mit 

einem Umdenken vorgebeugt 

werden, weiter könnte man 

hier neue Wege der Wieder-

begrünung begehen. 

Die in Würzburg herrschende 

Situation für Radfahrer lässt 

niemanden gerne aufs Auto 

verzichten, um Einkäufe zu 

erledigen oder den Weg zur 

Arbeit zu bewältigen. Die Ver-

säumnisse in Würzburg, dem 

Fahrradfahren zu einem neuen 

Stellenwert zu verhelfen, sind 

groß und nicht länger hinzu-

nehmen. Der nachhaltige Um-

bau der Verkehrssituation zu 

einer fahrradfreundlichen 

Stadt muss zum Wohle aller 

vorangetrieben werden. 

Die bisherigen positiven An-

sätze sind natürlich zu würdi-

gen, jedoch bei weitem nicht 

konsequent genug. Die Auf-

fahrt zum Radweg in der Bal-

thasar-Neumann-Promenade 

Richtung Ottostraße wurde 

mit Markierungen verbessert, 

gestaltet sich durch das dort 

befindliche Kopfsteinpflaster 

bei nassem Wetter aber nach 

wie vor als sehr ungemütlich. 

Dies trifft natürlich auch in 

anderer Richtung beim Auf-

fahren auf den Residenzplatz 

zu. Es wird hektarweise histo-

rischer Straßenbelag für den 

Autoverkehr mit Asphalt ver-

siegelt, zehn Quadratmeter für 

einen sicheren Radverkehr 

sollten sich hier nicht als Hin-

dernis erweisen. 

Die Situation an der Löwen-

brücke muss massiv verän-

dert, der motorisierte Verkehr 
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hinter dem Rad zurückgestellt 

werden. Der Radweg von der 

Löwenbrücke kommend endet 

plötzlich, Mischwege, die an 

dieser Stelle von Fahrrädern 

und Fußgängern gleichzeitig 

benutzt werden sollen, behin-

dern das Fortkommen massiv 

und verunsichern zudem alle 

Beteiligten. Der Radweg am 

Röntgenring muss bis zum 

Berliner Ring ausgebaut wer-

den. Fläche hierfür ließe sich 

aus den noch bestehenden 

Parkmöglichkeiten für Kraft-

fahrzeuge gewinnen. Es müs-

sen im gesamten Stadtgebiet 

konsequent durchgängige 

Hauptachsen für Radfahrer 

geschaffen werden, die so 

befahrbar sind, dass eine Ge-

fährdung der Verkehrsteil-

nehmer ausgeschlossen wird. 

Dies ist unter den derzeitigen 

Bedingungen nicht gegeben. 

Unklare Situationen sind 

überall anzutreffen, ein 

schlüssiges Konzept nicht. 

Der einzig richtige Weg ist es, 

dem Radfahren eine klare 

Identität zu schaffen, hinter 

dem der Kraftfahrzeugfluss im 

Zentrum zurücksteckt. Klar 

geregelte Verhältnisse wie 

bspw. das Ausweisen von 

Fahrradstraßen wären hier 

erste sinnvolle Schritte. Die 

eingeschränkte Nutzung der 

Sander- und Münzstraße für 

den motorisierten Verkehr ist 

ein praktikabler Ansatz, ein 

schlüssiges Konzept zu etab-

lieren, das mittelfristig jedem 

Bürger und jeder Bürgerin 

dieser Stadt zu Gute kommen 

wird.  

Das krampfhafte Klammern an 

der idealen Autostadt ist ein 

gescheiterter Plan, von dem 

immer mehr fortschrittliche 

Städte und Kommunen ab-

weichen. Es ist notwendig, 

diesen Weg auch in Würzburg 

konsequent zu beschreiten. 

Die Forderung nach einem 

möglichst uneingeschränkten 

Kraftfahrzeugverkehr schränkt 

die Freiheit der Bewohner der 

Stadt in einem nicht tolerier-

baren Maß ein.



 

6. Bildungspolitik als kommunale Aufgabe 

Bildung ist weit mehr als nur 

Schule. Kindertagesstätten 

sind Bildungseinrichtungen. 

Ihr Besuch soll von Anfang an 

kostenfrei sein. Der Bau von 

Krippen und Kindergärten 

muss weiter gehen, bis der 

örtliche Bedarf gedeckt ist. 

Dieser ist bedarfsgerecht und 

flexibler zu gestalten. Gerade 

in den Tagesrandzeiten, also 

vor acht und nach siebzehn 

Uhr geöffnete Kitas sind vor 

allem für Alleinerziehende 

wichtig. Schulsanierungen der 

teils maroden Gebäude der 

60er und 70er Jahre unserer 

Stadt dürfen nicht weiter ver-

schoben werden. Container 

als Ersatzräume sind absolute 

Notlösungen (z.B. Gustav-

Walle-Schule) und schnellst-

möglich zu ersetzen und 

Sport- und Spielflächen sind 

ausreichend bereit zu stellen. 

Die verbliebenen schuleige-

nen Schwimmbäder sollten 

renoviert und erhalten wer-

den, um den Schwimmunter-

richt von Schulen und Verei-

nen zu gewährleisten. 

Der Freistaat Bayern muss 

seiner Verantwortung nach-

kommen und die Umsetzung 

der Lehrplanerneuerungen 

(mit besonderen Anforderun-

gen an Räume und Lehrmittel) 

durch staatliche Mittel unter-

stützen. 

Konkret heißt dies: 

 Ein Ausbau von flächende-

ckenden Betreuungsmög-

lichkeiten für Kinder nicht 

erst ab dem 3. Lebensjahr. 

 Eine bedarfsgerechte An-

passung des Angebots an 

nachmittäglicher Betreu-

ung im Schulalter. 

 Zusätzliches pädagogi-

sches Personal, um die 

Schullaufbahn optimal zu 

betreuen. 

 Wichtige Renovierungen an 

den Schulen der Stadt sind 

umgehend in die Wege zu 

leiten. 

 Zeitgemäße Ausstattung 

der Schulen der Stadt, in-

klusive einer Schulung des 

Lehrpersonals in den mo-

dernen Medien. 

 Einkommensunterschiede 

der Eltern dürfen sich nicht 

an der Essensausgabe für 

Kinder bemerkbar machen. 

Daher fordern wir die Sub-

vention des Schulessens. 
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Keine Bundeswehr an 

Würzburger Schulen 

Der verstärkte Einfluss der 

Bundeswehr auf die Schulen 

ist nur im Zusammenhang 

einer Umstrukturierung der 

Bundeswehr und einer Um-

deutung ihrer Aufgaben zu 

sehen. DIE LINKE / Offene 

LISTE ist gegen ihre Verwen-

dung im Inneren und gegen 

die verstärkte zivilmilitärische 

Zusammenarbeit. 

Die Schule sollte ein Ort sein, 

an dem weder einseitige Mei-

nungsmache betrieben wird, 

noch Schüler für den Krieg 

angeworben werden. (SchulG, 

n-

nen und Schüler dürfen nicht 

einseitig beeinflusst wer-

dem objektives Wissen ver-

mittelt werden sollte. Nicht 

der Bundeswehrsoldat sollte 

r-

 vermitteln, son-

dern beispielsweise Ge-

schichts- und Politiklehrer. 

Der Beutelsbacher Konsens 

legt die Minimalbedingungen 

für politische Bildung fest. 

Daraus gehen drei Grundprin-

zipien für den Politikunterricht 

hervor, von denen einer be-

sonders hervorsticht: das 

nicht erlaubt, den Schüler  

mit welchen Mitteln auch im-

mer  im Sinne erwünschter 

Meinungen zu überrumpeln 

Gewinnung 

eines selbständigen Urteils  zu 

hindern. Hier genau verläuft 

nämlich die Grenze zwischen 

politischer Bildung und In-

7. Kulturpolitische Veränderungen in Würzburg 

Die im Grundgesetz zugesi-

cherte Kunstfreiheit muss vor 

allem dort, wo das Kunst ma-

chen stattfindet, auf eine an-

gemessene Art und Weise 

umgesetzt werden. Kunstfrei-

heit heißt nicht, von Kapitalin-

teressen anderer abhängig zu 

sein, denn Kunst hat einen 

Eigenwert, keinen kommerzi-

ellen, in Quoten gemessenen 

Tauschwert. Unsere Kultur 

darf nicht weiterhin nur von 

kapitalstarken Investoren be-

stimmt werden, sondern es 

braucht ein entsprechendes 
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Gegengewicht zum 

Mainstream in allen Bereichen 

der Künste.  

Fundamentale Änderung 

der Kulturförderrichtlinien 

Der Begriff Förderung bedeu-

tet (analog zur Ölförderung) 

n-

eine intelligentere Kulturför-

derung, die nicht nur Einzelak-

tionen bevorzugt, sondern 

auch gesellschaftliche Verän-

derungen hervorruft, da es 

z.B. viele Menschen gibt, die 

Musik live von echten Musi-

kern noch nie gehört haben, 

oder kaum in Kontakt mit bil-

denden Künstlern waren . Au-

ßerhalb von Konzertsälen fin-

det kaum mehr Musik statt. 

Das Kunstgeschehen sollte 

nahe am Menschen sein. Dies 

könnte man erreichen, indem 

 Kunstschaffende in Schu-

len unterrichten, 

 Livemusik in der Gastro-

nomie gefördert wird und 

 kleine kulturelle Aktionen 

vermehrt im Zentrum statt-

finden. 

Die Kulturförderung sollte 

nicht erst nach drei Jahren 

Wohnsitz in Würzburg gewährt 

werden, sondern umgehend 

nach einem Wohnsitzwechsel 

nach Würzburg. Insbesondere 

für Studierende ist die Frist 

ein großes Hindernis.  

Darüber hinaus muss die För-

derung an die verschiedenen 

Künste angepasst werden. Für 

Film, Musik, Tanz, Schauspiel 

und bildende Kunst müssen 

spezielle Förderrichtlinien 

ausgearbeitet werden.  

Kulturstadt Würzburg? 

Kulturstadt kann sich eine 

Stadt erst dann nennen, wenn 

sie sowohl für die Bevölkerung 

wie auch für die Kunstschaf-

fenden attraktiv genug ist. 

Kunstschaffende sollen von 

einer Kulturstadt angezogen 

werden und hier bleiben wol-

len. Sie müssen zum einen ein 

gutes Einkommen erzielen 

können und zum anderen 

auch die Möglichkeit haben, 

interessante Projekte durch-

führen zu können. Leider ist 

Würzburg für viele Kunstschaf-

fende nur eine Zwischenstati-

on, da man hier kaum Ver-

dienstmöglichkeiten vorfinden 

kann. Dies schlägt sich auf die 
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Künstlerszene nieder und das 

auch wiederum auf das kultu-

relle Angebot in Würzburg. 

Somit kann Würzburg nur eine 

Kulturstadt sein, wenn sie ei-

ne starke Künstlerszene be-

sitzt, die auch ein starkes kul-

turelles Wirken hat. Ein Kultur-

leitbild sollte für Würzburg 

entworfen werden, das eine 

Stärkung der regionalen 

Künstler und kulturelle Ein-

richtungen wie auch die freie 

Szene zur Folge haben wird. 

Kulturleitbild 

Ein Kulturleitbild sollte als 

Richtlinie für die kulturelle 

Szene dienen. Diese besteht 

aus Fragen, die sich Szene 

und Stadt stellen und gemein-

sam ausgearbeitet werden. 

Diese Fragen sind seit Jahr-

zehnten überfällig und sollten 

umgehend in den Konsens der 

Szene und Stadt gelangen, 

sodass die Lösung der Fragen 

schnellstmöglich erarbeitet 

werden kann. 

Beispiel: Eine Bühne für 

zeitgenössische Pop-, Jazz- 
und Weltmusik 

Seit 100 Jahren gibt es die 

Tradition der amerikanischen 

Kunstmusik, den Jazz. Diese 

Entwicklung hat uns erst die 

Band als solches und alle 

Entwicklungen, die daraus 

resultieren, mit sich gebracht. 

Ohne die Entwicklung des 

Jazz, die den Beat in die Welt 

gebracht hat, gäbe es Rock- 

und Popbands nicht, die wir 

alle schätzen. Jazz ist nicht 

der Begriff einer einzigen Mu-

sikrichtung, die vornehmlich 

auf Swing oder Mainstream-

jazz zurückzuführen ist, son-

dern ein Oberbegriff für viele 

Musikrichtungen, die vor-

nehmlich nicht der europäi-

schen Musiktradition entspre-

chen, zum Großteil nicht no-

tengebunden ist und einen 

hohen Grad an stilgebundener 

Improvisation besitzt. Da wir 

seit 1988 einen Jazzstudien-

gang in Würzburg besitzen, ist 

es höchste Zeit, eine Bühne 

für Jazz in Würzburg bereitzu-

stellen. 

Das Mainfrankentheater 

Das Dreispartentheater Würz-

burgs ist eine Bereicherung 

für das kulturelle Leben unse-

rer Stadt. 

Für die Phase der Umbau-

maßnahmen müssen geeigne-
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te Räumlichkeiten gefunden 

werden, damit der Spielbe-

trieb unterbrechungsfrei auf-

recht erhalten werden kann. 

Im Stadtgebiet finden sich 

zahlreiche Objekte, die als 

Ausweichspielstätten dienen 

könnten. Hier muss der 
Stadtrat 2014 endlich aktiv 

werden! Die Arbeitsverträge 

der Beschäftigten müssen 

familienfreundlich und tarifge-

recht gestaltet werden. 

Erhaltung des Mozartareals 
/ MOZ 

In Würzburg werden öffentli-

che, gemeinnützig genutzte 

Räume dringend gebraucht. 

Es gibt für Künstler, für politi-

sche und studentische Orga-

nisationen wie für Vereine 

kaum Räumlichkeiten, die ge-

nutzt werden können, ohne 

dass Konsumzwang herrscht. 

Das MOZ bietet die Gelegen-

heit, diese Räume bereitzu-

stellen. Die Räumlichkeiten 

könnten genutzt werden als 

Proberäume für Pop-, Jazz- 

und Klassikensembles, als 

Ateliers, für Podiumsdiskussi-

onen, Sportvereine, Schau-

spielensembles, freie Musik-

lehrer etc. 

Die bereits bestehenden 

Grünflächen sind für das Mik-

roklima der Stadt mit der der-

zeitigen Feinstaubbelastung 

unverzichtbar. Daher können 

wir es nicht akzeptieren, dass 

das MOZ für den Einzelhandel 

und für Luxuswohnungen ge-

nutzt wird. 

Kulturmanager 

Wir fordern einen Kulturma-

nager für die Stadt Würzburg. 

Er wäre für die Stadt Würz-

burg im Gesamten eine große 

Unterstützung. Dieser entlas-

tet Kunstschaffende, da er 

ihnen Arbeit abnimmt, die 

nicht in deren Expertisenbe-

reich liegen. 

Dessen Aufgaben bestehen 

aus: 

 Herstellung von Verbin-

dungen zwischen Unter-

nehmen, Stadt und weitere 

Fördermöglichkeiten sowie 

den Kunstschaffenden 

herstellen. 

 Akquirierung von Geldern 

für Projekte, Erschließung 

 

 Ratgeber für Finanzierung- 

und Marketingfragen sein. 
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 Funktion eines Bindeglieds 

zwischen Veranstalter und 

Künstler. 

 Ausfüllung formaler Aufga-

ben wie schwierig zu be-

wältigende Anträge.

8. Bürgernähe und Transparenz: Nah am Bürger

a) Livestream 

Kommunale Politik muss im-

mer transparent und deshalb 

öffentlich zugänglich sein. Wir 

wollen erreichen, dass öffent-

liche Stadtratssitzungen per 

r-

tragen werden und jederzeit in 

einer Mediathek abrufbar 

sind. 

b) Rederecht für Bürger bei 

den Stadtratssitzungen 

DIE LINKE / Offene Liste for-

dert mehr Demokratie im 

Stadtrat! Es ist in der LINKEN 

eine Selbstverständlichkeit, 

bei Parteitreffen Gästen das 

Rederecht zu erteilen. So 

können Menschen, die keiner 

Partei beitreten wollen, den-

noch an Diskussionen teilha-

ben und politisch wirken.  

Wieso in öffentlichen Stadt-

ratssitzungen den Bürgerin-

nen und Bürgern kein Rede-

recht gewährt wird, ist nicht 

zu verstehen! Bei allen Be-

schlüssen sollte das Wohl der 

Bürgerinnen und Bürgern im 

Mittelpunkt stehen. Wieso 

sollte er deshalb kein Rede-

recht erhalten, wenn dieses 

Wohl gefährdet erscheint? 

Hierzu gehört auch, dass Bür-

gerinnen und Bürgern bei 

Stadtratssitzungen zur Infor-

mierung vor dem Ratssaal 

Plakate oder Transparente 

aufstellen und Flyer verteilen 

dürfen. 

c) Stadtbildkommission / 

Büro für Bürgerbeteili-
gung 

Die Gestaltung des Stadtbil-

des muss auch durch Bürger-

befragung mitbestimmt wer-

den. Die Stadtbildkommission 

ist mit engagierten sachkun-

digen Würzburger Bürgerinnen 

und Bürgern zu besetzen, so-

fern sie nicht überhaupt abge-

schafft werden sollte. Missra-

tene bauliche Gestaltung wie 

am Oberen und Unteren 
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Markt kann in Zukunft auf 

diese Weise vermieden wer-

den. 

In Würzburg ist ein Büro für 

Bürgerbeteiligung (BfB) einzu-

richten, welches auch die 

Vorschläge der Bürgerinnen 

und Bürgern in stadtrelevan-

ten Planungsprozessen einbe-

zieht. Somit wird das Enga-

gement der Bürgerinnen und 

Bürger für ihr Umfeld ge-

stärkt.  

d) Transparenz in der Ver-

waltung 

Wir fordern einen Antikorrup-

tionsbeauftragten, der dem 

Stadtparlament und nicht nur 

der Verwaltung mindestens 

einmal im Quartal berichten 

muss. 

Alle Stadträte haben ihre Be-

schäftigungsverhältnisse offen 

zu legen. Beschlussvorlagen 

und Beschlüsse aller Stadt-

ratssitzungen inklusive der 

Ausschüsse sollen zur Infor-

mation der Bürgerinnen und 

Bürger in allgemein verständ-

licher Sprache und nicht in 

Amtsdeutsch abgefasst wer-

den.  

In diesem Zusammenhang 

muss es einem jeden Bürger 

möglich sein, die Entschei-

dungen über den Haushalt der 

Stadt erfragen und nachvoll-

ziehen zu können. Auch ist es 

wichtig, dass die Schatten-

haushalte offengelegt werden, 

um eine Finanztransparenz in 

Würzburg zu erreichen.  

e) Linke Kommunalpolitik  

ansprechbar und trans-

parent 

Wir sind offen für die Anliegen 

aller Menschen, die ein Inte-

resse an fortschrittlicher und 

solidarischer Politik auf der 

kommunalen Ebene haben. 

Wir dokumentieren unser Ab-

stimmungsverhalten im Würz-

burger Stadtrat und begrün-

den dies in der Öffentlichkeit. 

So tragen wir dazu bei, dass 

die Menschen Interesse an 

der Politik in unserer Stadt 

entwickeln und selbst aktiv 

werden können. Als linke 

Stadtratsabgeordnete geben 

wir engagierten Bürgerinnen 

und Bürgern, demokratischen, 

ökologischen und sozialen 

Initiativen und Verbänden eine 

hörbare Stimme und haben 

immer ein offenes Ohr.



 

9. Digitale Spaltung überwinden  Breitbandnetze 

ausbauen 

l-

abgelegene Dörfer in ländli-

chen Regionen, die noch mit 

Schmalbandanschlüssen ans 

Internet angebunden sind. In 

einer Großstadt wie Würzburg 

können die meisten Einwoh-

ner bei Bedarf über Ge-

schwindigkeiten von bis zu 50 

oder 100 Mbit/s verfügen, die 

immerhin den heutigen Anfor-

derungen entsprechen. Doch 

z.B. in Teilen von Rottenbauer, 

Steinbachtal, Versbach und 

weiteren so genannten 

e-

stimmten Gewerbegebieten 

sind nur sehr langsame Inter-

netanschlüsse verfügbar. Hier 

ist die digitale Kluft also auch 

in Würzburg Realität und stellt 

leider für viele Bürgerinnen 

und Bürger ein ärgerliches 

Hindernis bei der freien Nut-

zung des Internets dar. Dabei 

geht es nicht nur um schnelle 

Downloads aus dem Netz, 

sondern auch um die demo-

kratischen Mitbestimmungs-

rechte. Denn wer etwa eine 

e-

möchte, wird in den unterver-

sorgten Gebieten keine Mög-

lichkeit dazu haben. Daher 

fordern wir besonders für Rot-

tenbauer, dass die Möglich-

keiten der Breitbandförderung 

des Landes Bayern voll aus-

geschöpft werden und so 

Bandbreiten von mindestens 

16 Mbit/s erreicht werden 

können. 

In den nächsten Jahren wird 

die Datenmenge im Internet 

jedoch weiter ansteigen und 

einhergehend die Anforderun-

gen an die Leitungsnetze. Die 

Kapazitäten von Kupferleitun-

gen, an die noch so gut wie 

jeder Würzburger Haushalt 

angeschlossen ist, sind physi-

kalisch begrenzt und zukünfti-

gen Anwendungen nicht mehr 

gewachsen. Die großen bun-

desweit agierenden Telekom-

munikationskonzerne versu-

chen, unter dem Schlagwort 

noch staatliche Förderung für 

ihre veralteten Kupferkabel 

und ineffizienten Funklösun-

gen herauszuholen. Dabei gibt 

es aus technischer Sicht nur 

eine Möglichkeit, die digitale 

Infrastruktur der Zukunft zu 

schaffen, nämlich die Investi-
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tion in Glasfasernetze bis in 

sich nicht nur 1 Gbit/s und 

mehr verwirklichen, sondern 

z.B. auch Kabel-TV als Alter-

native zum bisherigen Versor-

ger. Glücklicherweise hat die 

WVV nach eigenen Angaben 

schon in vielen Teilen unserer 

Stadt Glasfasern verlegt. Was 

jedoch fehlt, sind die Hausan-

schlüsse und natürlich ein 

Anbieter, bei dem die schnelle 

Datenleitung bestellt werden 

kann. Darauf zu hoffen, dass 

eines Tages ein privater Kon-

zern bei uns investiert, sehen 

wir als LINKE kritisch, da ein 

würde und eventuell Förder-

gelder sowie natürlich die 

Gewinne abschöpfen würde. 

Wir fordern stattdessen einen 

flächendeckenden Glasfaser-

ausbau von und in kommuna-

ler Hand, damit das, was in-

vestiert wird, als Gewinn wie-

der in unsere Stadt zurück-

fließt! 

Wer dies für nicht finanzierbar 

hält, muss sich nur die Situa-

tion in anderen Regionen ver-

anschaulichen. Fast alle baye-

rischen Großstädte treiben 

nämlich den Glasfaserausbau 

massiv voran: In der Landes-

hauptstadt München kann 

nach Angaben der Stadtwerke 

schon jeder zweite Haushalt 

über dieses hochmoderne 

Netz erreicht werden. Re-

gensburg, Ingolstadt, Augs-

burg, Erlangen und sogar eini-

ge mittelgroße Städte wie Co-

burg oder Schweinfurt haben 

entweder eigene städtische 

Gesellschaften gegründet 

oder sich am Münchner An-

bieter beteiligt. Sie haben viel-

fach schon vor Jahren mit 

dem Ausbau begonnen und 

verfügen heute bereits über 

großflächige kommunale Glas-

fasernetze. In Fürth existieren 

zumindest konkrete Planun-

gen und auch in Nürnberg 

wird man nicht mehr lange 

warten. Nur Würzburg ver-

schläft die digitale Zukunft. 

Dabei ist eine schnelle Inter-

netanbindung nicht nur für die 

Bürgerinnen und Bürger von 

Vorteil, sondern sie ist auch 

ein wichtiger Standortfaktor 

für Unternehmen. Würzburg 

soll also auch zur Sicherung 

von Arbeitsplätzen in ein mo-

dernes Breitbandnetz investie-

ren, entweder durch Beteili-
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gung an einem der anderen 

kommunalen Anbieter oder 

Gründung einer 100-

prozentigen Tochtergesell-

schaft der WVV. Darüber hin-

aus sollen offene und kosten-

lose WLAN-Zugänge einge-

richtet werden. 

Wir fordern einen eigenen 

städtischen Glasfaseranbie-

ter und den flächen-
deckenden Ausbau schnel-

ler Breitbandanschlüsse, 
besonders in den heute 

noch unterversorgten 

Stadtteilen! 

10. Kommunale Politik gegen Rassismus und Auslän-

derfeindlichkeit 

findet vor Ort statt. Deshalb 

kann und muss er auch auf 

kommunaler Ebene bekämpft 

werden, ganz gleich, ob er 

rassistisch, frauenfeindlich, 

homophob, ausländerfeind-

lich, antisemitisch, antiziga-

nistisch oder antimuslimisch 

motiviert ist. Dazu gehören 

Informations- und Bildungsan-

gebote genauso wie die För-

derung entsprechender Pro-

jekte, z.B. Schule gegen Ras-

sismus, aber auch die konse-

quente Ausschöpfung aller 

rechtlichen Möglichkeiten, um 

die Besetzung des öffentli-

chen Raums durch Nazis zu 

verhindern. DIE LINKE / Offe-

ne Liste steht dafür, dass die 

städtische Ausländerbehörde 

mit zusätzlichem Personal und 

angemessenen Räumlichkei-

ten ausgestattet wird.  

Jedem Menschen müssen 

dort, wo sein Lebensmittel-

punkt ist, politische Rechte 

gewährt werden. Davon muss 

sich die Kommunalpolitik in 

Fragen von Migration und In-

tegration leiten lassen. Alle 

kommunalen Möglichkeiten 

der Hilfe für die ausländischen 

Mitbürger und Wege und For-

men der Solidarität mit den 

Flüchtlingen müssen ausge-

schöpft werden. 

Würzburg ist eine multikultu-

relle Stadt. Im Umgang mit 

der wachsenden Vielfalt der 

Bewohner erwachsen der 

Stadt nicht nur Spannungsfel-
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der, sondern auch nicht zu 

unterschätzende Chancen. 

Daher ist es unabdingbar, sich 

um eine zielstrebige Integrati-

on der neuen Mitbürger zu 

bemühen und diese von Sei-

ten der Verwaltung facetten-

reich zu unterstützen. Eine 

Zusammenarbeit mit den loka-

len Organisationen, welche 

sich für die Belange der Mig-

ranten besonders einsetzen, 

ist unabdingbar. Die Integrati-

onsbemühungen müssen na-

türlich auch den demographi-

schen Wandel der Gesell-

schaft vor Augen haben und 

sich darauf ausrichten, ältere 

pflegebedürftige Ausländer 

menschenwürdig in Altenhei-

men unterzubringen. 

Hierzu muss auch der Auslän-

der- und Integrationsbeirat 

seinen Beitrag leisten können. 

Deren Arbeit wurde in den 

letzten Jahren nicht ausrei-

chend gewürdigt und es muss 

in der Bürgerschaft der Fokus 

von der Integrationsbereit-

schaft der Migrantinnen und 

Migranten auf die Integrati-

onsfähigkeit der Bevölkerung 

gelenkt werden. Dabei gilt zu 

beachten, dass eine Assimila-

tion wenig gewinnbringend ist, 

eine Integration, ein gemein-

sames Miteinander soll das 

oberste Ziel sein, damit sich 

jeder in der Stadt wohlfühlt 

und bereitwillig sein Engage-

ment zeigen kann. 

11. Jugend und Studierenden in Würzburg  Pro-

gramm des SDS und der Linksjugend ['solid]

a) Wohnen ist ein Grund-
recht! 

Wir fordern, dass die Privati-

sierung von kommunalen 

Wohnungen sofort beendet 

wird, um einen echten kom-

munalen Sozialwohnungsbau 

zu starten. Zudem müssen die 

steigenden Mieten mit einer 

radikalen Mietpreisbremse 

gestoppt und zurückge-

schraubt werden. 

Perspektivisch müsste der 

Wohnraum dem kapitalisti-

schen Wohnungsmarkt, der 

ausschließlich auf Profite aus 

ist, entzogen und stattdessen 

vergesellschaftet werden. Das 



 

33 

 

heißt, dass nicht private In-

vestorinnen und Investoren 

über die Miethöhe oder Sanie-

rung bestimmen, sondern 

demokratisch darüber ent-

schieden wird, wie die kom-

munale Wohnraumpolitik un-

serer Stadt aussieht. 

Uns ist insbesondere wichtig, 

dass sich die unterschiedli-

chen sozialen Gruppen nicht 

gegeneinander ausspielen 

lassen. Es ist ein Kampf, der 

von allen Betroffenen nur ge-

meinsamen gewonnen werden 

kann, egal ob es sich um Stu-

dierende, Auszubildende oder 

Rentnerinnen und Rentner 

handelt! 

b) Für eine fahrradfreundli-

che Stadt! 

Gerade in vielen Universitäts-

städten ist und bleibt das 

Fahrrad das Fortbewegungs-

mittel Nummer eins. Die Stadt 

Würzburg stellt hier keine 

Ausnahme dar, wurde dieser 

Tatsache bisher aber in keiner 

Weise gerecht. Wir fordern 

deshalb, dass die Priorität im 

Ausbau der Infrastruktur bei 

der Erschließung weiterer 

Radwege liegt, insbesondere 

zu den zahlreichen Schulen in 

Würzburg und an das Hub-

land. 

Weiterhin müssen mehr über-

dachte Fahrradstellplätze, wie 

beispielsweise in der Karmeli-

tenstraße, zur Verfügung ge-

stellt werden. Für Menschen, 

die das Fahrrad nur gelegent-

lich nutzen würden, fordern 

wir einen kostenlosen Fahr-

radverleih, wie er z.B. bereits 

durch die engagierte Arbeit 

des Luft-

 

c) Für mehr Disteln im Be-

ton! 

Zwar wundert sich die Gesell-

schaft über die zunehmende 

Politikverdrossenheit der Be-

völkerung und insbesondere 

der Jugend, sie bietet aller-

dings gleichzeitig nur unzurei-

chende Möglichkeiten der 

politischen Beteiligung abseits 

der bürgerlichen Parteien. 

Wir fordern die Einrichtung 

von Jugendzentren, in denen 

wir uns organisieren und bil-

den können. Wir wollen Räu-

me, in denen wir ohne Kon-

sumzwang Spaß haben kön-

nen und neue Menschen ken-

nen lernen können. Wir brau-

chen Begegnungsstätten, in 
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denen wir Kunst und Musik 

abseits des Mainstreams 

schaffen und vielleicht auch 

neue Talente in uns entde-

cken können. 

All dies kann nur durch ein 

selbstverwaltetes Zentrum in 

Würzburg erreicht werden, 

welches in einem demokrati-

schen Plenum über die eigene 

Organisation und kommende 

Veranstaltungen entscheidet. 

Ein erster Ansatzpunkt wäre 

beispielsweise der Erhalt der 

Mozartschule in Würzburg, in 

der problemlos oben genann-

te Forderungen umgesetzt 

werden könnte! 

d) ÖPNV statt noch mehr 
dicker Schlitten! 

Neben dem Zweirad ist der 

öffentliche Personennahver-

kehr ein gerade für junge 

Menschen unentbehrliches 

Fortbewegungsmittel. Nicht 

nur sichert er uns die Mög-

lichkeit, zu studieren, zur 

Schule oder Ausbildungsstätte 

zu kommen, er bringt uns 

auch schnell und ökologisch 

von A nach B. 

In unseren Augen ist die Mög-

lichkeit der uneingeschränk-

ten Fortbewegung ein Grund-

recht und -bedürfnis. Diese 

kann durch die zunehmende 

Privatisierung bei steigenden 

Fahrpreisen nicht für alle 

Menschen gesichert werden, 

weshalb wir auch hier die voll-

ständige Vergesellschaftung 

von Bus und Bahn in unserer 

Stadt fordern. Nahverkehr 

muss für alle Menschen kos-

tenlos werden, denn alles an-

dere ist soziale Ausgrenzung! 

öffentliche Verkehrs-

 auch wirklich als öf-

fentlich bezeichnet werden 

können und auch für Perso-

nen mit niedrigerem Einkom-

men zugänglich werden. 

e) Für ein buntes Leben! 

Überall in Würzburg werden 

neue hippe Beton- und Glas-

bauten aus dem Boden ge-

stampft. Diese treiben nicht 

nur die Gentrifizierung vieler 

Stadtteile voran, sie wirken 

vor allem auch erdrückend 

und monoton. 

Wir wollen ein Stadtbild, wel-

ches Kunst und Kultur diesen 

Wohlstandsklötzen vorzieht. 

Würzburg braucht wieder ei-

nen bunten Farbanstrich, 

weshalb wir die Freigabe wei-
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terer Graffitiflächen fordern, 

wie es beispielsweise am 

Südbahnhof der Fall ist. 

Die zahlreichen Großwerbe-

flächen müssen reduziert 

werden und stattdessen jun-

gen Menschen zum kreativen 

Ausleben zur Verfügung ge-

stellt werden! 

f) Kunst, Kultur und Sport 

sind keine Wohlstands-
waren! 

Gerade für uns junge Men-

schen ist die Möglichkeit der 

sportlichen und kulturellen 

Teilhabe in unserer eigenen 

Stadt sehr wichtig. Diese 

Möglichkeit darf aber nicht 

zur Wohlstandsware werden, 

so dass immer weniger Men-

schen einen Besuch im 

Schwimmbad oder Museum 

genießen können. Hier muss 

die Stadt diesen für unsere 

persönliche Entwicklung be-

deutenden Aspekt finanzieren 

und ermöglichen. 

Deshalb fordern wir eine radi-

kale Ermäßigung in Sport, 

Kunst und Kultur für Jugendli-

che, Schülerinnen und Schü-

ler, Auszubildende und Studie-

rende!  

Wir brauchen mehr Raum für 

Kunst und Kultur. Es müssen 

Plätze, Veranstaltungsräume 

und kostenlose Aufenthaltsge-

legenheiten für Jugendliche 

ausgewiesen werden, um ih-

nen mehr Raum in der Stadt 

zu schaffen. Wir brauchen 

einen Platz für legale Kreativi-

tät! Außerdem müssen Mög-

lichkeiten geschaffen werden, 

durch die sich Jugendliche 

kostenlos sportlich betätigen 

können, der Skatepark in 

Würzburg ist ein positives Bei-

spiel für eine mögliche Um-

setzung. 

g) Die Jugend im Freien 

Würzburg braucht Spiel und 

Grillplätze für Jugendliche und 

Erwachsene, damit sollen le-

gale Aufenthaltsmöglichkeiten 

für Jugendliche festgelegt und 

deren Kriminalisierung durch 

die Gesellschaft entgegenge-

wirkt werden. 

Am Mainufer soll an besonde-

ren Plätzen das Grillen erlaubt 

sein und das generelle Alko-

holverbot aufgehoben werden. 

h) Essensangebot 

Wir fordern die Verbesserung 

des Angebots für Vegetarie-
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rinnen und Vegetarier sowie 

Veganerinnen und Veganer in 

Kantinen und Mensen oder 

auch in der Bahnhofsmission. 

Apfelstrudel ist kein vegetari-

sches Mittagessen! 

i) Keine Bundeswehr in 

Würzburgs Schulen 

Des Weiteren wollen wir, dass 

die Schule nicht länger als 

Werbeträger für die Bundes-

wehr fungiert, Krieg soll nicht 

länger als normaler Beruf und 

die Bundeswehr nicht als fa-

milienfreundliches Unterneh-

men beworben werden.
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